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Zwischen Weihnachten unb Neujahr ist In der gestrigen Tagung

der Hamburger Bürgerschaft die Verfassung der Republik

Hamburg endgültig angenommen worden. Die Beratung

zog sich von 8 Uhr nachmittags bis in die neunte Abendstunde

hin und war insbesondere erfüllt von der Obstruktion der Rechten,

die sich den Artikel, betreffend den Wirtschaft Srat, zum

Anlaß nahm, um eine längere Debatte zu entfesseln, die natürlich

fruchtlos verlief. Wir werden auf bie BerfassungS beratung

noch im Zusammenhang zurückkommen, sie schloß mit deren

Annahme in namentlicher Abstimmung mit 95 gegen

40 Stimmen. Bemerkenswert und besonder» festzunageln ist die

Haltung der reaktionären Parteien Uebien die Kom-

munisten im großen ganzen eine schweigsame Opposition, indem sie

stets sitzen blieben, so setzte die Rechte alle Hebei in Bewegung, um

dar LersaffungSwerk zu sabotieren. Auch Herr Jacobsen erschien auf

der Bildfläche und mußte sehr intensiv darauf verwiesen werden, daß er

der ungeeignetste Mann ist, um über T reueid zu reden. Schließlich

krönte man die Einheitsfront von Jacobsen bis Hirsch gegen bie

Verfassung durch salbungsvolle Reden, die das volksfeindliche Verhalten

bemänteln sollten. Bürgermeister Genosse Stollen, der oft sehr

wirkungsvoll in die Debatte eingriff, machte e» deutlich. Thälmann

spielte dann noch den Wetterpropheten und verkündete ein Gewitter,

da» die Verfassung beseitigen werde. Im übrigen bekannte et sich

freimütig zur Solidarität mit Jacobsen, was von der Mehrheit kräftig
unterstrichen wurde.

Eine nach Form und Inhalt gleich bedeutungsvolle Ansprache des

Bürgerschaft-präsidenten, Genossen Roß, gab der Vollendung beS
VerfassuugsunrkeS einen würdigen Abschluß.

• > SS. Sitzung.

Mittwoch, 29. Dezember, 3 Uhr nachmittags.
Präsident Roß eröffnet die Sitzung.
Es liegt vor ein dringlicher Senatsantrag auf

Aenderung der Bezeichnung des Amtsblattes. ES
heißt barin: „Nach der Einstellung des Erscheinens der Gesetz-

sammlung empfiehlt eS sich, dem Amtsblatt diejenige Bezeichnung
zu geben, die ihm nach seiner Bedeutung al? Pubiikationßorgan
für bie hamburgischen Gesetze unb Verordnungen zukommt. Die
jetzige Bezeichnung entspricht nicht dem, waS außerhalb Hamburgs
im allgemeinen unter einem Amtsblatt verstanden wird. In dem
Hamburg umgebenden preußischen Gebiete find beispielsweise die
Amtsblätter Organe der einzelnen Provinzialregierungen oder
anderer gleichstehender Behörden, nicht aber diejenigen der Zen-
tralinstanzen des Staates. Der Senat empfiehlt daher die Be-
zeichnung „Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt", eine
Bezeichnung, bie auch in verschiedenen anderen Ländern gebräuch-
lich ist. Al? Zeitpunkt wird der 1. Januar 1921 zu bestimmen sein.
Zn dieser Aenderung bedarf e» eine» Beschlusses bet Bürger-

Verschluß vom 8. Segern5er 1^1 beruht. Der Senat beantragt
daher, indem er diesen Antrag als dringlich bezeichnet, die Bür-
gerschaft wolle beschließen, daß vom 1. Januar 1921 ab das Amts-
blatt bet freien unb Hansestabt Hamburg die Bezeichnung „Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt" zu führen habe.

Der Vorsitzende gibt der Versammlung ferner Kenntnis von
folgenden Eingaben: von dem Hamburger Ausschuß für Leibes-
übungen, betreffend: Aenderung deS Gesetzentwurfs
übet bie Lustbarkeit» st euer ; vom Bunb der Lungen-
kranken unb Tuberkulosen, Ortsgruppe Hamburg, unb bem Verein
kriegsbeschadigter Lungenkranker unb beten Hinterbliebenen, be-
Ireffenb: Unentgeltliche Lieferung von Lebensmitteln, Kleibung
unb Bübern sowie Beschaffung gemnber Wohnungen.

ES wird zunächst oben mitgeteilter DtinalichkeitSantrag des
Senat? vcthanbelt. Dr. Sieveking sDBP.l ist mit bem Antrag
cinberjtanben, findet aber, daß ein Vorbehalt in l^zug auf die
Redaktion gemacht werden müsse. ES muß dahin gestrebt werben,
daß vorübergehende Gesetze und Verordnungen in den Oöffent-
lichen Anzeiger kommen und nicht ins Amtsblatt. — Senator Dr.
Nöldcke (DTP.) sagt das zu. Auch im Senat habe man diesen
Beschluß bereits gefaßt.

Ter Antrag wird darauf angenommen.

2. Tie Verfassung.

(Fortsetzung der Beratung.)

Artikel 52. Tel-atteitS genehmigt.
Artikel 53. Debattelos genehmigt.
Artikel 54. Antrag von Dr. Koch DNP.). Hinter Ar-

tikel 54, jetzt 53, wird ein besonderer Artikel folgenden Inhalts
emgifügt:

Anträge de» Senat» von erheblicher finanzieller Tragweite
find vor ihrer Einbringung an bie Büergerfchaft bet Finanz-
deputation zu gutachtlicher Aeußerung vorzulegen und mit dieser
versehen an die Bürgerschaft zu bringen.

Das gleiche gilt von entsprechenden Gesetzesvorschlägen au»
der Mitte der Bürgerschaft (Art. 58 Absatz 8) für die Zeit vor
der zweiten Beratung. Die Finanzbepiitation kann bei der Be-
schlußfassung über bis vorslehenben Gegenstänbe ihre Auffassung
durch eine? ihrer Mitglieder in der Bürgerschaft vertreten lassen.

Gefährdet ein Beschluß der Bürgerschaft nach der Auffassung
von drei Vierteln der Mitglieder der Finanzdeputation Sie
Sicherheit der Staatsfinanzen, so steht der Finanzbepiitation
gegen solchen Beschluß innerhalb eines Monat» ba; Recht des
Einspruchs zu. Solchenfalls darf ein berartiger Beschluß nur
bann zur Ausführung gebracht werben, wenn bie Bürgerschaft
nach nochmaliger Beratung ihn mit einer Majorität von drei
Vierteln aller Mitglieder bestätigt.

Die Finanzbepiitation übt durch den ihr zu unterstellenden
Rechnungshof die finanzielle Kontrolle der Verwaltung mit der
Maßgabe ans, daß sie auch die Angemessenheit und Zweckmäßig-
keit der Ausgaben zu prüfen hat.

In Erledigung der vorstehenden Aufgaben ist bie Finanz-
deputation nur dem Volke verantwortlich unb unterliegen ihre
Mitglieder nur dem entsprechend anzuordnenden Verfahren nach
Artikel 50.

Die Finanzdepiitation besteht künftig auS 15 Mitgliedern,
von denen 8 von der HandelSlammer, je 2 von der Gewerbe-
kammer, der Detaillistenkammer und bet zu bilbenben Berufs-
vertretungen bet Lanbwirtschaft unb bet Arbeiter beziehungs-
weise Angestellten, 5 von der Bürgerschaft nach den Grundsätzen
der Verhältniswahl auf 6 Jahre gewählt werden.

Das Nähere hinsichtlich des UebergangcS usw. wird durch
besondere? Gesetz bestimmt.

Dr. Redl (DNP.) begründet den Antrag mi»fübrlich. Der
Antrag deck- sich mit der Aufforderung de» Senats zur Sparsam-
keit und er wolle verhindern, daß wichtige finanzielle Beschlusse
ohne Mitwirkung der Oefsentlicbkeit gefaßt würden. Di« Sinanv
Deputation könne auch kaum mehr die Verantwortn, g für die
Ausgaben tragen. Die Wünsche der Wähler ftrben hinter tu».
In den letzten beiden Jahren bat der Senat den finanziellen
Bedürfnissen Hamburg, nick, genügt. Er sind viele Dinge ohne
Rücksicht auf die finanzielle Lage beschlossen, z. B. Univcrytckt. —
Dr. Mittelstem (TPP.) ist mit einigen Sätzen des Kochscken An-
trages einverstanden, er biflei um absatzweise Abstimmung. Tie
Bürgerschaft solle mehr als in letzter Zeil auf die Zusammen-
setzn ng der Finanzkommission achten. Nicht nur bie Bartci-
zngebörigkeii dürfe entscheiden. — Senatskommiffar Senator
B. Melle: Der Senat hat Bedenken gegen diesen Antrag. Ich
habe schon in ßer ersten Beratung davon gesprochen. Die Be-
denken der Finanzdeputation haben von jeher einen großen Ein-
fluß auf den Senat au»geübt und ihn oft überzeugt. Es braucht
also keines neuen Anträge». — Dr. Vrinckmann (DDP.): Ich
muß die Gelegnheit benutzen, um die ungehörige Schreib-
weise der ..Sam bürget Nachrichten" zu besprechen.
Ich glaube, daß ich mit bem ganzen Hause übereinftimme, lyiiii
ich diese herabsetzende Ar! und Weise gegenüber
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von der zweiten Lesung der Verfassung unb bleibt bei feinem An-
träge. Solange Redner in bet Bürgerschaft fei, habe er sachlich
unb nicht au» agitatorischen Gründen gearbeitet ober gesprochen.
Di« Sache bars nicht aufgehoben werden, fonbern muß sofort er-
lebigt werden. — Dr. fiodi (DNP.): Wenn wir eine Pet -
Di« Sache batf nicht cnrigefchoben werben, fonbetn muß sofort er-
wart und nicht Revolutionswat« werben. ^Stürmische» Gelächter.)
— Witttwefft (DVP.): Die heutige Diskussion zeigt mir die Un
klarheft in diesen wirtschaftlichen Dingen. Hamburg schneidet
beim Reich sowieso oft schlecht ab, weil auf die Handelskammer
nicht gehört wurde. Der Kammer, oie mit wollen,
soll jedes Gesetz zur Begutachtung votgelegt
werden. Hamburgs Kredit muh auf jede Weise gewahrt
werden, da» kann nur fein, wenn unsere Vorschläge angenommen
werden. — Bunzel (DDP.) wendet sich gegen Witthoeftt.

Von Meyer (SD.) und 10 Genossen wird Schluß bet Be
ratung beantragt.

Der Antrag nvt6 abgelehnt.
Senator Dr. Stubman« (DDP.) wendet sich kurz gegen Witt-

boefft
Die Rednerliste ist erschöpft. Zu einer persönlichen Be-

merkung nimmt dann noch einmal Witthoeftt (DVP.) das Wort.
Antrag Dr. Koch wird abgelehnt.
Antrag Dr. Mittelstein wird gleichfalls abgelehnt.
Der Beschluß der ersten Lesung bleibt somit bestehen.
Zu Artikel 69 (@_e m e i n b e n) macht Towa (SD.) einige

Bemerkungen, auf bie Senator Stubbe (SD.) antwortet.
Ein Antrag auf namentlich« Abstimmung über bie Ver-

fassung, ber von Dr. Rode gestellt worben ist, wirb angenommen.
Jacobs«« (DNP.): Wir verlangen von ben Beamten Treue

unb baß sie sich hinter bie Verfassung stellen. (Zuruf Krause:
Sie wollten b 0 ch audi Beamter werben! Große
Heiterkeit.) Wirb von ben Beamten ein Treugelöbnis auf die
Verfassung verlangt, bann wirb mancher in einen schweren Ge-
wissenskonflikt kommen. Wie schwer bie Gewissensbedenken sind»
erhellt roch daraus, daß jeder Staat eine andere Jnterpretaiwn
über den Begriff Treue gegeben hat. In ber Verfassung steht,
baß bie Beamten auf bie Verfassung zu vereidigen find; ein be-
sonderer Treueid kann aber doch nicht noch verlang! werden.
(Unruhe. Zuruf Schönfelders: Sie wollten doch auch
Zivittommiffar von Hamburg werden.) Ich möchte auch nicht,
daß dem Senat die Befugnis eingeräumt wird, den Eid zii formu-
lieren. Es genügt unseres Erachten-, wenn von den Beamten
lediglich die Verpflichtung auf die Verfassung verlangt wird. In
Hamburg sind wir in einer eigentümlichen Lage. Es find hier
5 Beamte vor dem Disziplinargericht angeklagt gewesen, die den
Treueid nicht geleistet gehabt batten. Zwei sind freigesprochen, bie
anberen verurteilt worden. E» hätten also sehr leicht drei Urteile
herauskommen können.

Bürgermeister Stelten (SD.): Herm Jacobsen? Rede hat
mich davon überzeugt, daß er nicht recht bibelfest ist. Eure Rede
fei: Ja, ja, nein, nein. WaS darüber ist, das ist vom Hebet Der
Eid muß geleistet werden in dem Bewußtsein, den Eid auch zu
erfüllen. Es heißt ber Würbe bee Eibe? nicht gerecht werden,
wenn man in dieser Frage die Unterscheidung macht, ob der
Beamte nur seine Treue während der Dienstzeit und nicht außer-
halb seine» Amte« auSzuüben braucht. ES geht nickt an, daß ein
Beamter außerhalb seines Amtes auf den Umsturz bet Ver-
fassung hinarbeiten bars. ES würbe einen seht wunderbaren Ein-
druck machen, wenn «in Beamtet dienstlich den Eid hielte, außer-
halb aber den Umsturz betriebe. (Thälmann ruft laut: Da-
gegen können Sie gar nicht» machen! Stürmische
Heiterkeit.) Natürlich: auch die Hamburger hängen keinen, sie
hätten ihn denn! Wir müssen eine Sicherheit schaffen, und d a j;
gerade Herr Jacobsen s i ch dagegen wendet, ist
seht bezeichnend. (Beifall.» — Büll (DTP ): Die Gegner
der Verfassung sind in allen Behörden am Werke, die demokratisä'-
gcsinnten Beamten zu schikanieren. (Sehr richtig! > Sie tun
so, als wenn sic nach wie cor die Herren wären. (Sehr wahr!)
Eine ft arte Regierung hätte gegen diese heim
Uche Art, w i e bie Verfassung unterminiert wirb,
energisch Vorgehen müssen. Diesen Leuten gehört ber
Stuhl vor die Tut gesetzt. (Beifall in der Mitte unb links.) —
Jacobsen (DNP.): Von den Beamten darf der Eid nicht verlangt
werden. Gehorsam kann man verlangen, Treue nicht, iUnruhe.
„Denken Sie an ben Fahneneib!" Heiterkeit.! (Die weiteren

verlangen auch wir für unsere Anhang.r. 6# müßte genügen,
daß der Beamte, der seine Pflicht al» Beamter nicht erfüllt, ein-
fach entlassen wirb. Wer hat sich denn um den Fahneneid ge-
lümmett? 31» die Revolution au»brach, haben die Leute alle;-
stehen unb liegen lassen und sind davongerannt. Es darf nicht
verlangt werden, den Beamten zu einem politischen Heuchler zu
machen. Wir sollten tolerant feian und keine Gewissensfragc
stellen. (Lebhafte Heiterkeit. Zuruf: Da» sagt Ihr Kom-
munisten?)

Di« Beratung ist geschlossen.
Artikel 69 wird angenommen.
Artikel 70 wird debattelo« angenommen.

Bei Artikel 71 gibt Dr. Rode DVP.) für feine FvaLion
di« Erklärung ab, daß ne gegen den Artikel 71 und somit auch
gegen di« ganze Verfassung stimmen werden. Wir haben an der
Verfassung mitgearbeirrt in der Erwartung, der Versa ssnn-i einen
Inhalt zu geben, der wir hätten zustimmen können. Wir hätten
sehr gern gesehen gehabt, daß jeder, der in die Bürgerschaft ge-
wählt werden kann, mindesten» ein Jahr in Hamburg wohnt, wir
hätten gern eine vierjährige Wahlveriode gehabt. Ueber alle?
haben wir hinweg gesehen. Da uns aber auch unser Antrag über
die WirtschaftLkammer abgelehnt worden ist, sind wir nicht mehr
in der Lage, der Verfassung unsere Zustimmung zu geben. Dio
WirtschaftSkammer haben wir haben wollen, um unsern Kredit
und unser Vertrauen zu erhalten. An Obstruktion denken wir
nicht. Aber gegen unsere Ueberzeugung können wir nickt stimmen.
— Dr. Kock (DNP.) gibt namens seiner Parteifreunde auch die
Erklärung ab, daß sie gegen die Verfassung stimmen werden. —
Hirsch (WB.) erklärt ebenfalls, gegen die Verfassung stimme»
zu wollen. — Dr. vrinckmana (DDP.): Die Erklärungen meiner
Vorredner bebaute ich. Mag mancher Wunsch der Rechtsparteien
nicht in Erfüllung gegangen sein, aber vom hamburgischen Geist
ist die Verfassung dock beseelt. Im hamburgischen Interesse liegt
e? nicht, wenn bie Verfassung gegen die Stimmen verschiedener
Parteien angenommen wird. Wir hätten besser getan, mit dem
Wahlkampf erst morgen zu beginnen. Im Interesse Hamburgs
bebaute ich den Standpunkt bet Minderbcits->arteien. — Bürger-
meister Stollen: Nacktem Herr Dr. Brinckmann zu ben ;ib»
lehnungSreden Stellung genommen hat, will ick wenige Worte
dazu sagen. In gewissem Sinne teilt ich das Bedauern, :.inn
mich aber dem Eindruck nicht verschließen, daß bie Gründe
für diese Ablehnung an ben Haaren herbei-
ge z v g « n sind. (Seht richtig!) Wir hoben uns in der ganzen
Verhandlung davon leiten lassen, das Beste für Homburg
A m Ende be» vorletzten Jahre» haben j
Rechtsparteien erhebltc- mehr auf ben Bvben
der Tatsachen gestellt iSchr wahr!) SB'; h'!>en da?
auch heute getan, bi« Stellungnahme der S echten
richtet sich in der Hauptsache gegen da? Demo
krotische in ber Verfassung. (Hehr rick ig!) ES war
schon rin Stück Wahlbel>attc heute. Wenn Sie aber
glauben, mit der Ablehnung der demokratischen
Verfassung Wahlgeschäft« mache« zu können, so
irren Sie sich! (Lebhaftes Sehr richtig!! — Tycilmann
(Sommuntjt'): Wir sind gegen die Verfassung. Von Sozialismus
ist in ber Verfassung nickt? zu merken. Wir sieben auf dem
Standpunlt daß die übergroße Mehrheit ber Bevölkerung gegen
bie Verfassung ist. He r r Jacobsen hat nicht ganz un-
recht (Stürmische!- ..da!) :n der Auftastung, wenn er sagt, daß
die Menschen, wo die Verhältnisse stärker sind alt Will«, sich
uni bie Verfassung gar nickt tümmein werden. Da- Gewitter,
da» bereit# am Horizont aufjteiflä wird eine» Tage» loc gehen.
(Uhu!) Alle unser« Anträge, ia beiten der sozialistische Gedanke

Ausführungen sind bei der Unruhe im I

stehen.) Herr Stelten, warum wenden Sie
führungen immer gegen rechts und nicht gegen links?
scheint Die Linksgefabr viel größer al» bie von reckk? zu sein.
(Große Heiterkeit und Unruhe.) — Test (KPD.): Alle Beamte
und Angestellten leisten ihren Eid, um die Anstellung zu be-
kommen. Unter ben Beamten gibt c8 alle Partrircktnngen.
Was Herr Jacobsen für seine Parteiangehörigen verlangt, bac-
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WHM » WGU angenommen. - liemoaBl öei BorgeW am 20. Mm.

der Bürgerschaft unb d« r 8e tf af f u n g 8 6 e ra t u n g
entfchieben zurückweise. (Sehr richtig!) Vielleicht übt Herr
Dr. Koch auf fein Parteiorgan einmal einen Einfluß in bieser
Beziehung au». (Zuruf.) Stebncr lehnt im übrigen den Antrag
Dr. Koch ab. — Hirsch (WB-> ist mit dem Antrag einverstanden,
der angenommen werden müsse. — Dr. Loch (DNP.t wendet sich
gegen Dr. Brinckmann, der di« Kritik der „Nachrichten" nicht
vertrage. Et denke nicht daran, den „Nachrichten" gegenüber
bie Roll« des scheltenden Onkels zu spielen. Die Kritik sei klar
und treffend gewesen. („Aha!") Redner begrüßt die Zustimmung
der Rechten zu feinem Antrag«.

Der Antrag Koch wird abgeiehrrt. Der Artikel 54 ist ge-
nehmigt

Artikel 56. Debattelos angenommen
Artikel 56. Antrag beS Sprachausschusses. Artikel 56

Satz 1: ... endgültig zustande gekommene Gesetz« binnen
vierzehn Tagen auszufertigen unb im Amtsblatt zu verkünden.

Bürgermeister Stelle«: Wir werden auch noch eine sachliche
Aenderung vornehmen müssen. Wenn wir den Antrag so an»
nehmen, wird eine Schwierigkeit aus der ungenauen Angabe der
Stimmenverhältnisse entstehen. Redner beantragt, im zweiten
Satze statt M ’M der Abgeordneten al« Mindestzahl vorzu-
schreiben derer, d:e anwesend fein müssen, um eine Gesetzes-
änderung zu beschließen.

ES wird so beschlossen.
Artikel 57 und 58 debattelo» angenommen.
Artikel 59. Antrag d«s SvrachauSschussek. Artikel 59

Mn'. 2: „geschieht" statt „erfolgt". Abs. 8 Satz 8 ist ale besonderer
Absatz 4 zu sehen.

D. Rode (DVP.) ist gegen einen neuen Absatz. — Dr. Brinck-
mann (DDP.) verteidigt den SprachauSschuß, dessen Antrag an-
genommen wird.

Artikel 6 0. DebattelvS beschlossen.
Artikel 61. Antrag des SprachauSschuffeS. Artikel 61

Abs. 2: „geschieht" statt „erfolgt". — Debattelok beschlossen.
8 r 11 f c I 6 2. Desgleichen.
Artikel 08. Antrag dek SprachauSschuffeS. Artikel 63

erhält nach Abs. 1 folgende Fassung: Die Beschlußfassung bet
Bürgerschaft ist zu wieberholen, wenn der Beschluß nicht auf
Grund eines Senatsantrages erfolgt, ober van einem solchen ab-
weicht. Dem Senat ist da» Ergebnis der ersten Lesung unverzüg-
lich zur Kenntnis zu bringen. Nur im Einverständnis mit bem
Senat kann bie zweit« Lesung vor Ablauf von 6 Tagen ftattfinben.

Der Senat hat das Recht, unter Darlegung bet Gründe Ein-
spruch zu erheben, toibaitn erhält der Beschluß nut Gesetzes-
kraft, wenn bei der erneuten Abstimmung die Mehrheit sämtlicher
Abgeordneten zustimmt. Ein Volksentscheid findet nicht statt.

Lamp l (SD.) bittet, im letzten Satz zu sagen: finde! Dar-
über nicht statt.

In der Abstimmung wird der Artikel in dieser Form genehmigt.
Antrag 64. Der Artikel lautet: Im Weg« deS Kredits

dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf und in der
Regel nur für Aukgaben zu werbenden Zwecken beschafft werden.
Eine solche Beschaffung sowie Sie Uebernahme einer Sicherheits-
leistung zu Lasten des Staates bedürfen eines Beschlusses der
Bürgerschaf:. Auch hier hat der Senat das gleiche Sinipruchs-
recht.

Antrag der SprachauSschuffeS. Artikel 64. Satz 3 ist zu
fassen: Auch hier gelten die Bestimmungen des vorhergehenden
Artikels über die Wiederholung der Beschlußfassung und da» y.n-

laiche ceqn üeo Senat», am PoUHcntjchcw luroer auch hwr
Debattelos beschlossen.
Artikel 66. T-cSgleichen.
Artikel 67. Antrag von Dr. Mittel stein (DVP. unb

Genossen: ES wird eine hamburgische Wirtschastskainmer
errichtet, die je zur Hälfte aut Vertretern von Arbeitgebern und
Vertretern von Arbeitnehmern besteht. Sie hat bei der Gesetz-
gebung gutachtlich mitzuwirken. Ta? Nähere bestimmt das Gesetz.

Antrag von Dr. A. Koch (DNP.): Ich beantrage, den Arkuel
37, j«h: 36, zu streichen unb dafür zu setzen: Unter vorzugkweiscr
Berücksichtigung hamburgischen Handels unb hamburgischer -sckiff-
fahri wird ein Wirtschaftsausschuß gebildet. Die Mitglieder des-
selben werden von der Handelskammer, bet Gewerbe- und De-
taillisten kammer und neu zu bildenden Jerufsvertretungen der
Landwirtschaft, der Angestellten und Arbeiter gewählt. Der Wirt-
schaftsausschuß bat da» Recht, übet Fragen, welche das wirtschaft-
liche und finanzielle Interesse Hamburgs berühren, sich dem
Senat, der Bürgerschaft und der Oeffenllichkeit gegenüber gutacht-
lich zu äußern.

Entsprechende Anträge dek Senats find vor ihrer Einbrin-
gung an die Bürgerschaft bem Wirtschaftsausschuß zur Aeußerung
vorzulegen und mit dieser versehen an bie Bürgerschaft zu bringen.
Das gleiche gilt von entsprechenden Geietzesvorschlägen au8 der
Mitte bet Bürgerschaft für die Zeil zwischen der ersten und zweiten
Lesung. Bei der Beschlußfassung über die vorstehenden Gegen-
stände kann der Wirtschaftsausschuß sich durch eines feiner Mit-
glieder in bet Bürgerschaft Bersteten lassen. Gefähtbcl ein Be-
schluß der Bürgerschaft nach Auffassung von drei Vierteln seiner
Mitglieder das wirtschaftliche ober finanzielle Interesse beS Staates
erheblich, so kann der Wirtschaftsausschuß verlangen, daß der
Senat da? ihm zusiehende Einspruchsrecht mit den verfassungs-
mäßigen Folgen geltend macht.

Da« Nähere bestimmt das Gesetz.
Dr. Koch (DNP.) begründet seinen Ankrag ausführlich In

der Verfassung fehlt vor allem rin« Körperschaft aus wirtschaft-
lichen Meirichen, di« sachkundig sind, und die neben bem Parlament
einen Einfluß aufrübt — Dr. Mittelstei« (DBP.): Für uns ist
bieser Artikel von einer entscheidenden Bedeutung Wir müssen
eine solche Maßnahme treffen; denn e4 ist nicht mehr, ale.in der
Retchsvetfaffung steht, bei uns geschehen, und wir haben durchaus
das Recht, eine solche Wirtschaftskarnrncr zu schaffen. Es genügt
nicht, daß die einzelnen Kammern und Wirtsri.iafiSräte befragt
werden, wir brauchen eine solch« bei der Gesetzgebung mit»
wirkend« Institution. Mit btm, waS in bet Verfassung steht,
schäften Sic nichts Positives. Nehmen S« den Antrag an. —
Staatsrat Dr. Struve: Die rechtlichen Bedenken des Senats hier-
gegen stützen sich auf di« Relcht-verfaffung, die diese Regelungen
bem Reich vorbehält. Herr Dr. Mittelstem nennt jetzt
den Wirtschaftkrat — Wirtschaftkkcrmmer. Damit kann man aber
der Reichs-Verfassung nicht zuwidcrhandeln. Es bleibt nicht?
anderes übrig, al» ahzuwarten. wa? die Reichsgesetzgebung tut.
Zudem bat die hamburgische Gesetzgebung keinen Platz für so eine
nebenher gehend« Institution. Die gesetzgeberische Tätigkeit kann
nur darunter leiden. Redner bittet, bie Anträge abzulehnen. —
Hirsch (WB.) hat wenig Hoffnung daß die Anträge angenommen
werden. Es herrscht zuviel vorgefaßte Meinung. W i r wollen
eine von der großen Masse unabhängige Kam-
mer. (Hört! Hört! und Zurufe link?.) Jawohl, meine Herren,
dak wollen wir. — Bürgermeister Stolte«: Die Schkußberatung
der Verfassung ist nicht der Ort zu so Langen Auseinander-
setzungen. (Unruhe recht».) Sie hoben Zeit genug gehabt zu
solchen grundsätzlichen Auseinandersetzungen. Wir können un»
nicht einfach über di« RricbSgesetzgebutig hinwcgsehen. S8 ist ja
Einmütigkeit vorhanden über bie Notwendigkeit eine» sogenannten
Wirtschaft-rates. Aber bie Motive sind recht ver-
schieden. (Sehr wahr!) Wir wollen eine solche Kammer, um
der großen Mass« Gelegenheit zur Mitwirkung an der
Negierung zu geben, Sie (Mk Neckten), um daS demo-
kratische Parlament lahmzulegen! (Sehr richtig!
links.) Nach der Reichsverfassung kommen wir alsbald zu ähn-
lichen Kammern. Fassen wir hier andere Beschlüsse, so bekommen
wir eine Anzahl verschiedener Kammern, die womöglich gegen-
einander regieren. (Sehr wahr!) «-.den Sie den Anträgen nicht
statt. (Bravo!) — Senator Dr. Stubmnnn (DDP.): Ich stehe'
unter dem Eindruck, daß hier nicht mehr au? wirtschaftlichen,
sondern aus politischen Gesichtspunkten von der
Rechten solch« Anträge tierfix'rteii werden, um uns sagen zu
können, wir täten nicht genug für da» WirtscvaftSlebcn Hamburgs.
(Sohr wahr!) In der Waylbcwegung will man dann damit
krebsen geben, daß wir den Antrag «bgelebnt haben, (-sehr
richtig!) Wir tun da», obschon wir sachlich nichts gegen ihn haben.
Man mag doch mal abwarten, was cm» dem Hamburger DezirkS-
wirtschaftsrat wird. Wir können doch nicht zwei solche Kammern
nebeneinander Laben! Wir lehnen also den Antrag ab. Auch mit
dem ReichSwirrschaftSrat sympathisieren wir gar nicht so, wie Herr
Koch. Ich bitte die Rechte, ihre Anträge zurückzuzieben. —
Dr. Mittelstem (DVP.) wendet sich gegen die Auftastung Stelten»



des Gesetzes, betreffend Verlange^

In den Steuerausschutz I wird gewählt Herr
SB. Brandmohr Lünkenweg, in den S l e u e r a u s s ch u tz II als
Vertreter Herr K. Mäckelmann, Volksdorferstratze, in die
Deputation für Handel, Schiffahrt und Ge-
werbe Herr Bramslöw, in die Kommission für di« Kunst-
hall« Frau Dr. rstauert und Herr Behrens.

Ter Senat legt der Bürgerschaft folgendes Gesetz zur
Lenderung des Gesetzes, betreffend Verlänge^
gun3 de; Räumungsfrist vor: Einziger Artikel unter

enthalten war, sind otbgelehnt worden. Das Parlament hat eine
nichtswürdige Bedeutung. (Heiterkeit.)

Artikel 71 wird angenommen.
Zum Einführungsgesetz beantragt Gro,s« t«D.),

in § 1 ist nach Satz 2 einzufügen: Die Wablperiod- der nachten
Bürgerschaft .endet am 31. Oktober 1924, fall, die Bürgerschaft
nicht vorher aufgelöst wird".

Ferner in § 2: Di- Neuwahl de« Senats ,st binnen vier
Wochen nach der Neuwahl der Bürgerschaft vorzunchmen.

Zu § 5 beantragt Grosse: Aenderungen dieser Gesetzes unter-
liegen den Vorschriften über Aenderungen der Verfassung.

Griffe (SD.) begründet seine Anträge und gibt die nongan
Erläuterungen dazu.

Die Anträge Groff« werden angenommen.
Earl Cohn (DDP.) und Genoffen beantragen, folgenden

Paragraphen in das Einführungsgesetz zur verfaffung auf-

* ?Zur Wahrung der Finanzkraft de» Staate» ist di« Finanz-
deputation berufen. ,

Anträge, die eine Verminderung der Einnahmen ober eine
Vermehrung btt Ausgaben zur Folge haben können, sind, ehe
der Staat sie der Bürgerschaft zugehen Iaht, der Finanzdeputation
zur Begutachtung vorzulegen. Hat die Finmizdeputation eine
abweichende Stellung eingenommen, so ist tn dem Anträge der
Bürgerschaft davon Kenntnis zu geben.

Hat die Bürgerschaft, ohne dah ein Gutachten der Finanz-
deputation vorlag, einen Beschlutz gefatzt, der eine Verminderung
der Einnahmen oder eine Vermehrung der Ausgaben zur tfülge
haben kann, so hat der Senat innerhalb einer Woche nach der
Beschluhfaffung der Bürgerschaft die Angelegenheit der fftnoy-
depulation zur nachträglichen Begutachtung zu überweisen. Er-
hebt die Finanzdeputation innerhalb einer werteren Woche Ve-
denken, so bat der Senar das Gutachten der Finanzdeputation^der
Bürgerschaft zur nochmaligen Beschluhfaffung zugchen zu laffen.

Earl Cohn (DDP.) bsgründet seinen Antrag. Er ist not-
wendig, den Kredit Hamburgs zu festigen und den Sinn der
Sparsamkeit zu fördern. Das ist das, was unser Antrag will.
Die Finanzen Hamburg» zu beherrschen, ist kein« angenehme
Aufgabe. Im Nebenamt kan" man das Amt nicht ausfullen. Mir

ist verschiedentlich entgegengehalten worden, dah der Senat mit
unserem Antrag« nicht einverstanden sein könne, da er -ine
höher« Verantwortung trage. DaS stimmt aber nicht. Der Kredit
Hamburg» ist mit dem Kredit des Reiches eng verknüpft. Und
der Hamburger Kredit beruht auf dem Kredit deS Hamburger
Kaufmannes. Stimmen Sie unserem Anträge zu. — Hsrsch
(WB.) unrerstützt den Antrag Cohn. — Dr. Brinckmann (DTP.)
tritt dafür ein, dah eventuell die Bestimmung, die der Antrag
will, nur für di« Dauer der nächsten Wahlperiode Geltung haben
soll. Wie ich gehört habe, bestebl für den Antrag meines Partei-
freundes bei der stärksten Partei deS Hauses kein« groh« Shm-
pathie. Leider besteht Fraktionszwang, so dah alle Gründe, dre
hier ausgeführt werden, in den Wind gesprochen sind. — Senator
v. Melle: Ich babe gegen den Antrag Cohn dieselben Bedenken
tote gegen den Antrag Dr. Koch. Ich kann mich also auf mein«
Ausführungen, die üb zu dem Antrag Dr. Koch gemacht habe,
beziehen. S-.e wünschen einen starken Senat; geben Sie dem
Senat d.e Möglichkeit, stark zu sein. — Dr. Mittelsteia (DVP.)
tritt für den Antrag Cohn ein und wundert sich, dah der Andres
nicht schon .angst gestellt worden ist. — Senator Hense (SD.): Ich
kann di« Gründe, die Herr Cohn hier vorgebracht hat, als sttch-
haltig nicht anerkennen. Wenn die Bürgerschaft ein Intetepe
bat, die Ansicht der Finanzdeputation zu irgend einer Vorlage zu
kennen, so gibt es die Mögliebkeit. Wenn die Bürgerschaft spar-
sam sein will, so kann sie es jederzeit sein. Der Senat wird sie
daran nicht hindern. Wenn der Antrag Cohn hier an^nammen
wird, dann wird es sehr leimt Vorkommen, dah der Senat mit
der Finanzkommisston in Konflikt kommen wird. Im Interesse
de» StaatswohleS liegt der Antrag nicht — Dr. Koch (DNP.):
Nach den letzten Erklarunaen, die vom Senatstisch gefallen sind,
besieht wohl keine Möglichkeit, dah der Slntrag Annahme finbct
Int übrigen freue ich mich, dah mein Gedanke, den ich vor einigen
Wochen hier vorgetragen habe, siegreich geweftn ist. — Grosse
(SD.): Es ist ergötzlich, die augenblickliche Situation zu be-
trachtn. Die Herren Demokraten haben sich eben von Dr. Koch
in überhebendem Tone loben laffen muffen. Das kommt davon,
wenn man dem Teufel den kleinen Finger reicht; jetzt will er

die ganz« Hand haben. Wir werden dem Antrage^nicht zu-
stimmen. Dr. Brinckmann meinte, wir sollten den FrakttonS-
zwang aufgeben. Es ist aber viel vorteilhafter, wenn die Frak-
tionsmeinttng zum Ausdruck kommt, alS wenn jede» Bürgerschaft».
Mitglied seine eigen« Ansicht hier vorträgt. Wir sind ja auch
nickn verantwortlich dafür, dah die Finanzen Hamburgs wie des
ganzen Staates so schlechte sind. (Zuruf PlatenS: Abschaffung
der 2. Wagenklaffe!) Die 2. Wagenllasse steht hier nicht zur Er-
örterung. Die angeblichen Mindereinnahmen sollen erst noch
bewiesen werden. Der Antrag Colm gehört meiner Meinung
nach auch nicht in die Verfassung, sondern in das Verwaltungs-
Gesetz. Cohn (DTP.)':' Nach den Äeuhernngen, di« vom SrnatS-
tisch gefallen sind, kann man fast annehinen, als wenn «S^siöb
um ein« Machtprobe harrdelt. TaS ist aber gar nicht der Fall.
Ich verstehe nicht, wie das Verhältnis zwischen dem Senat und
der Finanzdeputation dadurch gestört werden sollte. ES bandelt
sich um keine politische, sondern um ein« wirtschaftliche Frage.
Folgen Sie nicht den Ausführungen GroffeS, sondern meinen.
Ich meine e» gut. (Heiterkeit.) — Platen (DDP.): Der Ge-
danke ist nicht von Dr. Koch, sondern von Cohn und Dr. Brinck-
mann. Stimmen Sie unserem Anträge zu. — Thälmann (Kom.):
Wir sönnen dem Anträge Cohn unsere Zustimmung nicht geben.

Cohn zieht zugunsten des AbänderungSantrageS Dr. Brinck-
mann seinen Antrag zurück.

Der Antrag Dr. Brinckmann wird abgelehnt.
Das Einsührungsgesetz wird darauf angenommen.
Es folgt darauf die Gesamtabstimmung über die

Verfassung. Die Abstimmung ist auf Antrag Dr. 5Robe eine
namentlich«. Mit „Ja" stimmen 95, mit .Nein" 40 Mitglieder.
25 Mitglieder haben gefehlt Anwesend waren 135 Mitglieder.

Die Verfassung ist also mit der vorgeschrieb«.
neu Zweidrittelmehrheit angenommen.

Präsident Rotz:

Die neue hamburgische verfaffung ist endgültig beschlossen.
Die Bürgerschaft hat daS Werk, das zu schaffen sie vor allem
berufen war, vollendet. Den Beratungen in diesem Saale hat
der Entwurf zugrunde gelegen, den der von der Bürgerschaft in
ihrer dritten Sitzung am 28. März 1919 niedergesetzte Ausschuß
in Gemeinschaft mit Vertretern des Senates in zahlreichen Schun-
gen und eingehenden Besprechungen erarbeittet hat Tie Arbeiren
de? AuSscbuffeS waren gründlich und stets beherrscht von dem
Geist strenger Sachlichkeit. Ich glaube, in Ihrer aller Namen
zu sprechen, wenn ich den Mitgliedern deS Ausschusses und den
ständigen Vertretern deS Senates in ihm den Dank der Bürger-
schaft ausspreche. — Mit der Verkündung dieser verfaffung be-
ginnt in der Geschichte Hamburgs ein neues Buch. Es läge
nah«, in den Büchern der Vergangenheit zu blättern, um zu
sehen, wie aus dem Alten daS Neue organisch hervorgewachsen
ist, wie Langumstrittenes und Umkämpftes jetzt im Sinne der
neuen Zeit sicher gestellt wurde. Aber die verhältniffe, in denen
wir leben, sind einer solchen, rückwärts gewandten Betrachtung
abhold. Zu drängend und groß sind die Aufgaben, die un» ge-
stellt sind, und mehr denn fe ist für unS Deutsche der Gegenwart
im Sinne Goethes die Forderung deS Tage» unsere Pflicht Di«

Forderung des TageS also gilt es, zu erkennen. Eine neue Zeit
ist im Werden, ihr Flügelrauschen dringt an unser Ohr. Kräfte
unseres volles, die bisher niedergehalten wurden, wollen frei
werden. Die Waffen fordern gebieterisch ihr Recht auf Mit-
bestimmung in allen Angelegenheiten der Gemeinschaft und ihren
Anteil an den wirtschaftlichen und geistigen Gütern. Soweit es
durch ein Staatsgrundgesetz geschehen kann, ist diesen Kräften der
Weg freigemacht. DaS Volk in seiner Gesamtheit ist
Träger der Staatsgewalt, und die letzte Ent-
scheidung ruht bei ihm. Dar Weitere ist eine Frage der
politischen Entwicklung. Sie wird sich wie bisher in Kämpfen
vollziehen. Wünschen aber wollen wir, daß diese Kämpf« immer
mit den Waffen des Ge i st e s geführt werden und daß über
allem Gewoge des Parteikampfes unerschütterlich und groh wie
der Leuchtturm in der Brandung des MeereS der Gedanke sich
emporhebt, dah wir olle Söhne und Töchter eines Volkes sind,
und daß über allen Einzelintereffen das Gesamtwohl stehen muh.
Nur wenn dieser Geist der Gemeinschaft in unS wie ein gött-
sicher Funke brennt, nur wenn dieser Geist den Buchstaben der
Verfaffung lebendig macht, wird sich der Wunsch erfüllen, den wir
alle im Herzen tragen, dah unsere Vaterstadt als großes und
blühendes Gemeinwesen sich in aller Zeit erhalte. Tas sei unser
Wunsch, daß Hamburg nicht nur als Zentrum beS Handels und
der Wirtschaft sich wieder erhebe, sondern auch als ein Brenn-
punkt deutschen Geistes und deutscher Kultur. (Lebhaftes Bravo.)

Nunmehr wird in der Erledigung der übrigen Tagesordnung
fortgefahren.

1. Wahlen. Ins Beleuchtungswesen wird gewählt
Herr Hauptmann, in die Stadtwasserkunst Herr Kohfahl,
in die Schlachthofdeputation Herr Bergmann.

pölMsche Nachrichten.

Ei«e «orwcudige Verfügung.

Kurz vor der Vertagung de» Preußen • Parlament» faßte der
HaiiptauS'chuß den Beickluß, der Landelversammlung eine Ent»
Ichließung zu unlerbreilen, in der die Regierung ersucht wird, den Ver-
ttag mit der .Teutschen Allgemeinen Zeitung", nachdem da» preu-
ßjlche Kabinett zur Abnahme von 5000 Exemplaren dieses Blatte»
verpffichtet ist, a u f z u I ö i e n. Aus Grund eine» Artikel» diese» SlinneS»
Organ», der da» gesamte Bürgertum zum Wahlkampf gegen die Sozial-
demokratie auffordert, hat der Ministerpräsibent Genoffe Braun eine
Verfügung erlassen, nach der der Beschluß de» HauptauSschuffeS s o-
f o r t anSge'ührt werden soll, da die Grundlagen deS Berttoge» in
gröblichster Weile verletzt feien. In weiterem Verlauf der Verfügung
weist Braun besonders darauf hin, baß der angeführte Artikel keinen
Einzelkall darstelli, sondern nur ein ttaffes Beispiel für die Tätigkeit
bet StinneS-Gruppe in der finanziell von ihr abhängigen .Teutschen
Allgemeinm Zeitung". Durch diese» Vorgehen de» Ministerpröfidentm
Bräun ist also dem Beschluß bei HauptaurschuffeS bet LanbeSder-
saminlung. wie auch bem Wunsch eine» großen Teile» unserer Partei»
angehörigen entsprochen worben.

Immer Herr SttuveS.

Auf der Generalversammlung b«r Siemen» & Hal» k«
A.-G. würbe Hugo SttnueS in den Aufsichttrat gewählt. Dabei
würbe daS Aktienkapital um 134 Millionen Mark erhöht. Merk-
würdig ist, baß in den erweiterten Aufsichtsrat ber Siemen» &
Halske A.-B. auch der Profeffor ber Nationalökonomie
v. Schulze-Grevennitz gewählt wurde, ber bemokratische»
Mitglied ber Nationalversammlung gewesen ist In ben Aktien-
gesellschaften bereitet sich die Anwerbung bet bemokra-
tische n Partei unter bas Gebot Stinne», bei Be-
herrschers ber Deutschen Volttpartei, vor. Ter Versuch, bie
beiden Parteien zu bereinigen, ist auf einer geheimen Kon-
feieng, bie bot 5 Wochen stattfanb, mißlungen. Damals

hoffte man, zu einer gemeinsamen demokratischen bolkspartei-
liehen Kandidatenlffre für die preußischen Landtagswahlen zu ge-
langen. Vielleicht führt da» Ergebnis ber LanbttroSwahlen zu
dieser Lösung, da schon zwischen volksparieilicher Schwerindustrie
und bemokrattscher weiterverarbeitender Jndusttie bie Fusionie-
rung stattgefunden hat, wie z. B. in Teutsch-Luxemburg, Rhein-
Elbe und im Siemens & Halske-Konzern.

KrauMfche Eingriffe auf dem Rhei«.

Au» Bttlin wird berichtet: Am 7. Dezember wurden auf Ver-
anlaffung de» Vorsitzenden der interalliierten Schiifahrl»kom» iision in
Köln, bem französischen Obersten Dumont. bie Polizeidoote
der Rheinstrombauverwaltung (in Bingerbrück unb St. Goar) von
oen Franzosen requiriert. Dem zustänbigen deutschen Ver-
treter et Härte Oberst Dumont einige Tage später, er habe ben Auftrag,
bie gesamte Schiffahrt»- und Strompolizei, sowie bie kri-
minelle Polizei aus bem Rhein innerhalb bet französischen Zone
zu übernehmen. Mit bet Polizeiaussicht zu Lanbe iowohl wie zu
Wasser werben sranzönsche Oificiere beauftragt. Die Wasserbau-
behörden müßten unter völliger Kontrolle ber interalliierten Schisf-
sahrtSkommisfion ihren Dienst verrichlen. Iw Falle der Weigerung
solle die Äuslö'ung der bestehenden Bedörbenorganisationen enolgen.
Nach weiteren Nachrichten gelang e» an cheinend inzwischen dem fran-
zösischen Einfluß, die interalliierle SäiffahrtSkommisfion zu Beschlüffen
zu veranlassen, die auf bie Uebernahme der gesamten Poitzeigewalt
auf dem Rhein innerhalb sämtlicher vier Besatzungrzonen durch bie

alliierten Militärbehörden abzielen.
Wie da» Wolff-Bureau hört, find von der beutschcn Regtrung

energiscke Schritte unternommen, um bie Aushebung bietet Maßnahmen
zu erreichen.

Klara Zelktu in Tour».

Wie aus Paris gemeldet wird, erschien Klara Zetkin trotz der
Verweigerung der Einreiseerlaubnis auf dem Parteitag der fran-
zösischen Sozialisten in Tours, wo sie eine scharf« Nebe gegen
Renaubel unb seine Anhänger wie gegen den Versailler Vertrag
hielt. Nach bem Referat verschwand bie deutsche Kommunistin
genau so schnell, wie sie gekommen war.

Kriedensverhandlunftkn mit Armenien.

Einer HavaSmeldung aus Konstantinopel zufolge sind die Frie.
benSverhandlungen zwischen der armenischen Negierung unb ben An-
hängern Mustafa Kemal Paschas im Gange. Auch zwei Vertreter ber
Sowjeltegietung sollen baran leilnehn en. Sie stellten daS Verlangen,
bie bei Slrlasa zuiammengezogenen toten Truppen sollten in Armenien
einmarschieren. Die armenisch« Regierung widersetzte sich diesem Ver-

langen.

Tages-öericht.

ßamburg.

Sürgerschastswaht am 20. Zedruar!

Wie wir hören, hat ber Senat beschlossen, daß, nachdem die Be-

rafttng ber Verfaffung in ber Bürgerschaft heute abenb abgeschlossen
worden ist, bie Bürgerschaft»wahlen für Sonntag,

L0. Februar, ausgeschrieben werben sollen.
ES wäre baS bann ber selbe Tag, an bem die preußischen Land»

tagSwahleit und in Schleswig-Holstein bie ReichSlagSwahlen staltfinden.

@int Aampfaniage ler Kirche.

Der „Soziale Ausschuß' der Synode ber evangelffch-lutherischen
Kirche im Hamburgischen Staate venendet an bk bürgerliche Presse
eine Kundgebung, in bet eS u. a. wie folgt heißt:

„Ihre (bet Kirche) soziale Kampffront wirb sich insbesondere gegen
folgende ZetstörunpSmächte wenden: 1. gegen daS WohnungSelend;
3. gegen die körperlichen unb fetliicben ZetstötungSgifte; 3. gegen die
sexuelle Berwahrlo ung; 4. gegen bie zersetzenden Wirkungen ber Presse;
5. gegen bie Zuchtlosigkeit im wirtschaftlichen Leden; 6. gegen die dar
PolkSgcmze sprengenden und die Volksseele vergiftenden Kampfmethoden
des politischen Lebens.'

Demnach scheint die Kirche gewillt zu fein, in den politischen
Kampf einjugrei'en. Ander» ist e» mctil zu verstehen, wenn eS in der
Kundgebung beißt: „Ihre soziale Kampffront richtet sich: 4. gegen die
zerfetzenden Wirkungen der Prcsic". Welche Presse damit gemeint sein
kann, ist unschwer zu erraten. Der Kampf bet Kirche wird sich wohl
ausschließlich gegen jene Presse richten, die nicht mst ihr burch Dick
und Dünn geht. ....

Aehnlich io verhält eS sich wohl mit bem Punkt 6 bet Kampf,
ansage „gegen die das VolkSganze inrengenben und die Volksseele ver-
giftenden Kampimelhoden des poliii>chen Leden»"; denn bie genannten
Kampfmelhoben werden die kampslustrgen Kircheuherren wohl nur bet
den Linksparteien enidecken.

Wie dem aber auch sei, die Kirche täte gut. ihre Finger von der
Politik zu lassen. Wie die Weltgeschichte beweist, hat sie, wenn sie in
„Politik" eingriff, nur Unheil angerichtet.

Im übrigen sehen wir dem Kampf der Kirche in aller Gemütsruhe
entgegen. Sie wird sich damit nur ihr eigene» Grab schaufeln.

Nrn. 401—890. Wu»gabe der Brot- imb Butterfarten von 1*4 Ml
854 Uhr in der Schule.

Blankenese. Berkaus von Goulafch in Tosen, pro Pstinb 6,50 JI,
am DonnerSlag von 8 bi» 12 Uhr im Gemeindebureau.

wanösbeck und llmacgcnd.

t. Bramfeld. Daß ®emeinbebuteau ist am Freitag nur
von 9 bis 12 Uhr vormittags für den öffentlichen Berkehr geöffnet —
Tie Erwerbriofen-Unterstützung wird be» Neiiiahr»«
tageS wegen schon am Freitag vormittag bi» 1154 Uhr auSbezahIt.

L Die LebenSniittelkommcfsion verteilt am Freitag in allen Ge-
schäften: 70 Gr. Butter und 350 Er. Z u ck e r. — Ein Posten
Speck wird am Freitag bei allen Schlachtern ausgegeben. Der Prei»
beträgt 19 Jt für da» Pfund.

Havighorst. Ein gefährliche» Feuer entstand am

Mittwoch nachmittag In bet massiv gebauten Scheune eine» Land«

manneS, da» rasend schnell um sich griff. Um daS daran gebaute

massive Wohnbau» vor den Flammen zu schützen, mußte die Ham-

burger Feuerwehr zu Hilfe gerufen werden, der eS denn auch nach

angestrengter Arbeit gelang, da» Feuer auf seinem Herd zu beschränken

und da» Wobnhau» zu teilen. Leider sind einige Pferde den Flammen

zum Opfer gefallen.

Letzte Nachrichten.

Jntrruattonale ffimfereiu der Transportarbeiter bem
Rhein.

WTB. Frankfurt (Main), 29. Dezember. Zu einer inter-
nationalen Konferenz des Rheinsckiffahrtspersonals traten gestern
in Duisburg Delegierte der holländischen, belgi-
schen und deutschen Transportarbeiter zusam-
men, ebenfalls der deutschen Heizer und Maschinisten
Der „Frankftlrter Zeitting" zufolge wurde eine Entschließung
angenommen, wonach sich die Verlreter der genannten Länder
verpflichten, sich gutünjtig durch gemeinschaftliche Aktio-
nen zu unterstützen, um einheitliche Lohn- und Arbeit»-
bedingungen herbeizuführen.

DaS nnsiastlichk Amerika.

WTB. Moskau, 29. Dezember. Tschitscherin ersuchte den
bolschewistischen Geschäftsträger in New Uork, Marten», der
von der amerikanischen Regierung ausgewiesen wurde, in
einem Telegramm, mit Rücksicht darauf, daß infolge bet feind-
seligen Haltung der amerikanischen Regierung die wirtschaftliche
Zusammenarbeit unmöglich geworden sei, sofort mit dem Per-
sonal seines Stabe» nach Ruhland zurückzukehren unb alle mit
amerikanischen Firmen eingegangenen Verträge gemäß den In-
struktionen des VolkskommiffariatS für Außenhandel für «ich-
tig zu erklären.

Naget
be Ri,
Le>b

Schiff:
FD Lauevburg

D. Bech' »ist
FD Bahrenfeld

Enxhaven meldet: Angekommen:
2» Dezember.

Kavitätr

18,40
1.80

Nachträglich gemeldet: 7,60 Uhr eetm. 50. Belaste, (am«m,
ntceta».

Von hier «es: 11 Uhr ®. Mather. SD Aldatro«; » Uhr FD. Pick-
huben.

Eingekommeu: 11 Uhr FD. Ftvkenwäider; 1L30 Uhr SD. Glückauf
mit Leichtern Sir. 64 und 94, SD. Sefla mit den Leichtern Nr 44 an» 71;
8 llbr Ewer tz. ff. 80.

Wmd: SW., mäßig, bblg. Wetter: bedeckt, diesig, wechselnd» Sewit-
kung und Sicht. Barometer: 718 6. Thermometer: + 6,8 • ®.

SklfMllsvkstilktifk ans öem öomftnrger fflorlL

Audzug aus dem amtlichen Marktbericht Vvm
Mittwoch, 29. Dezember.

Eßäpfel pro Pfund 1,50—2,50 Jt, ausgewählt« 250—3 Jt, Wirt-
schaft»- 1—2 Jt, Apfelsinen, spanische, grohe, Stück 1,20—1,80 ^.kleine
80 4 —1,10 Jt. Messina, grohe 1—1^0/, Nein- 60 1 Jt. Manda,
rinen 60 4—1,25 Jt, Ehbirnen Pfund 1,50—2 Jt, aüsgewöhlte 2 bi»
3/>0 Jt, Mrischaft»- 1,60—2 Nüsse, Sasel. 6,75—7,25 Jt. Wal., ittl
5—7 Jt, au8I. 8—9,50 Jt. Erd- 6,50—8/-0 Jt, Zitronen, große, Stück
55—75 i, kleine 40—50 .f, Karotten, ohne Kraut, Pfund 40—60 4.
Kartoffeln, vorn Kriegsversorgungsaint, 100 Pfund ab Bahn 38.4s,
ab Lager 40.4, Kohl, Wirsing- int. 45—70 J, holl. 70 J, Weitz, int
50—65 4, holl. 70 4, Rot- inl. 50—70 4, holl. 80—85 4. Rosen.
2Ä)0—3^0 Jt, Grün- 20—40 , Rüben, Mark. 35—50 4, Sieck- 18 bi»
22 Sellerie, 10 Stück 4—12,50 Jt. Pfund 60 4—l.toJt, Wurzln,
rot« feldm. 28—32 4, gartenm. 35—50 4, Zwiebeln 90—95 4.

Marktlage. Zufuhren an Obst, Feldgemüfe und (Barten»
gemüfe ausreichend. Ruhiger Markt.

Für unsere Leser in Eim-büttel, Eppendorf und Kord»

Dt. Pauli liegt eine Empfehlung de» Warenhauses

Karstadt, Eimsbüttel, E im öd. Chaussee 30/40, bei.

Anzeigen

tsf)<'(tl«nj«f, fei m, 150.
” Uhmenn. ImenHtr. 32.

Sozlaldem. Verein
Altona-Ottensen.

Den Mitgliedern die
traurige Nachricht, daß
der Genoffe
Jonn Hannen

verstorben ist.

-hrr feilen lariikrn!

Beerdigung: Don-
nerstag iiachm. 2Uhr,
von der Leichenhalle,
Wechenstraße, au».

Der Borstand.

Danksagung.

Für die rege Beteiligung
u reiche Kranzspende bet £
Beerdigung meines lieben
Mann. » u. unseres guten
Vaters sagen wir allen
Beteiligten unseren herz-
lichsten Dank.

Fran Munn,
geb. Grube,

nebst Sohn n. Fran.

4 gr. od.S kl. Zimm-, Part.
I oder 1. Etg.. Geschäfts-

gegend, sucht Aerztin. Off.
U W. V. h. a. b Sxp. b Bl.

Alteisen, Metalle u.
Bruchglas faust Theeplil
Wienbicli. Hammerstein-
dämm HO. Alster 1560.

II de» Gesetzes, betreffend Verlängerung der RäumungSfrist vom
-2. Oktober 1919 (Amrsblatt 1919) S. 1719) wird di« Zahl „1920"
durch die Zahl „1922" ersetzt

Lehmann (SD.) tritt für den SemttSantrag ein und be-
gründet folgenden Antrag: Die Bürgerschaft ersucht den Senat,
dem Gesetz, betreffend Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches,
folgende Bestimmung anzufngen: Weist der Mieter durch eine
Bescheinigung des Wohnungskommissars nach, dah er im Falle
der Vollstreckung eines Urteils oder gerichtlichen PergleichS
wohnungslos würde, so ist die Bollstteckung auSzusetzen. In
diesem Falle ist für ihre Fortsetzung di« Genehmigung de» Miet«.
einigungSamteS vom Vermieter beizubringen. Diese Bestimmung
findet auf die Mietung von Wohnräumen. Kontoren, Ställen und
Lagerräumen entsprechende Anwendung.

Der SenatSanttag und der Anttag Lehmann werden an-
genommen. „ . , ,

Paeplow (SD.) beantragt, Punkt 5 vorwegzunehmen.
E? wird die Beschluhfähigkeit M Hauser angezweifelt
Der Präsident ist der Ansicht, dah dar .Hau» befck-luhfahig ist.
Der Antrag Paeplow wird angenommen.
5. Wohnungen für die minderbemittelte Be-

v ö l k e r u n g. (Fortsetzung der Beratung au» voriger Woche.)
Senator Schramm (-senatSkommiffar): In der vorigen Sitzung

sind an den Senat verschiedene Fragen gesttllt worden. Er sind
Senatskommissare «rscknenen, um di« Fragen zu beantworten. In
der letzten Zett sind 6877 neu« Wohnungen respektive alt« wieder
hergestellt worden. 1929 Wohnungen sind mit Privatgeldern und
StaatSzuschuß hergesttllt worden. 340 Wohnungen sind beschlag-
nahmt wonden. Die Wohnungsnot ist dadurch aber in keiner
Weis« behoben worden. Die WoqnungSnot besteht und wird noch
manches Jahr weiter bestehen. S» ist gefragt worden, was auf
diefem Gebiete auSgegeden worden ist Nach einer Aufstellung
sind im ganzen 71 334 530,60 verausgabt worden. Die Hohe
der Summ« kommt von der Ueberteuevung der Baumaterialien.
Auch die Frage der Belebung der privaten Bautättgkeit ist an-
geschnitten worden. DaS ist ein« sehr schwierige Frage, mn bi«
sich sehr viele Leut« die Köpfe zerbrechen. Die Aussicht der Be-
lebung der privaren Bautätigkeit hat sich für di« Zukunft sehr
geheuert. Ich hoffe, daß sich di« Hoffnung erfüllen wird. Aber
ohne Gelt^uschnh des SlaateS wird eine private Bautätigkeit nicht
in Frag« kommen. Wenn Häuser gebaut werden aus privaten
Mitteln, dann bin ich gern bereit, Konzessionen in bezug auf dre
Höhe der Mieten und die Zwangseinguartierung zu machen. ES
wird geklagt dah die Kinairzdeputatton für die Herstellung der
schlechten Wohnuiigen keine Gelder bevgibt Mtt ist geklagt wor-
den, daß die Finanzdeputation für diesen Zweck zu viel« Gelder
hcrgrbt Di« Frage des LoSkaufS von der Zwangseinguartierung
ist hier bereit» erörtert worden. In Hamburg gibt e» etwa 16 000
Familien, die «ine Wohnung suchen. Hinzu kommt daß in jedem
Jah« schätzungsweise 8000 bis 9000 neue Wohnungsuchenide hinzu-
kommen. Ausländern wird erst dann eine Wohnirngsvrloubni»
erteilt, wenn wirtschaftliche Momente von großem Gewicht vor-
liegen. Außerdem sind die Ausländer an kurz« Aufenthalts-
fristen gebunden. 1913 batten wir in Hamburg 22 739 Ausländer,
1920 dagegen nur 18 850. Es ist die Befürchtung ausgesprochen
worden, daß wir hier zu viel« Polen hätten. DaS trifft aber
nicht zu. Wir haben hier nur 738 polnische Familien wohnen.
Darin sind die Beamten und diejenigen Personen enthalten, die
wegen ihrer deutschfteundlichen Gesinnung haben aiiswandern
müffen. Es muß auch beachtet werden, daß nach Hamburg sehr
viele Ausländsdeutsche kommen. Ich richte die Bitte an Sie, dem
ScnatSanttage zuzustimmen. — Hüne (WB.): Soll die Neubau-
tätigkeit belebt werden, dann genügen nicht die Konzessionen, von
denen der Senatsvertreter hier sprach. In solchen Fällen muß
den Stautätigen die volle wirtschaftliche Frecheit gewährt werden.
DaS Loskäufen ist getadelt worden; im ftnanziellen Jnte«ffe d«S
SraateS sollte dar Loskäufen gestattet werden. Di« Hauswirte
haben im Kriege große Opfer gebracht. Auch heute bringen sie
grohe Opfer. Die Brieten sind viel zu nichtig. Eine Miete-
sieigerung von weit über 100 % ist notwendig, um die Wirtschaft-
licMeit der Häuser sicherzustellen. In seinen weiteren AuS-
führungen geht der Redner auf die neuesten Richüinien rin und
behauptet, dah sie formell richtig zustande gekommen seien. —
Platen (DDP.) bittet um Vertagung, da der grakttonSredner der
Demokraten nicht mehr anwesend sein konnt« und weil daS Hau»
bei der Beratung der wichtigen Angelegenheit so schlecht besucht sei.
— Jacbsen (DNP.) beantragt, in der heutigen Sitzung von der
geforderten Summe von 3 Millionen 2 900 000 X zu bewilligen,
im übrigen den Punkt der Tagesordnung zu vertagen.

Rach einer kurzen GeschäftsordnungSdebotte wird dem An-
trags 3ccocf«n zugesttiiimt.

Es tritt darauf 9)4 Uhr Vertagung ein.
Vizepräsident Menzel schließt dte Sitzung mit den herzlichsten

Neujahrswünschen an die Dritglieder der Bürgerschaft.

Einsendungen für Sie Neujahrsnummer

wir Hi späteste«» Freitas

iraetziirittas 5 Uhr.

Redaktion l>. „Scho".

Ungültige Postfreimarken. ES wird baran erinnert, daß bie Post-
freimarken ,u S, 2l4, 3 und 7!4 j mit Ablauf deS Monat» Dezember
ihre Gültigkeit verlieren. Nom 1. Januar an werden dies« Frei-
marken nur noch auf älteren Postkarten (zu VA, 10 unb 15 $), auf
älteren Postanweisungen (zu 10 unb 20 j) sowie auf älteren Brief-
umschlägen mit eingedruckten Wertzeichen (bis zu 20 j) zur E r -
gänzung bet Freimachung jugelaffen. Neuere Vordrucke unb
andere Postsendungen dürfen vom 1. Januar an mit Freimarken zu
2, 2H, 8 und 7H j nicht mehr freigemacht werden.

Lie Bauenbutget Dampfet nehmen heute, Donnerstag, Ihre Fahrten
nach Lauenbutg wieder auf, unb zwar 10,30 Uhr vormittags nach
Zollenspieker und 2 Uhr nachmittags nach Sauenburg. Der 8-Uhr-
Votmittagk-Dampfet fällt vorkäuflg auS.

Kit bem ersten TierttanSpott für Hagenbeck ist bet Vertreter bet
Firma Hagenbeck in Amerika, Mistet John T. Benson, in Hamburg
eingettoffen. Der Transport ist zwar nicht seht groß, boch kann er
immerhin all ein beredtes Zeichen dafür angesehen werden, daß auch
die Beziehungen im Tierhandel wieder angeknüpft werden. Herr
Benson brachte 6 Alligatoren unb 5 Baum-Stachelschweine mit zur
Bereicherung bei Materials im Tierpark Stellingen.

„Doppelt betrogen". Zu dieser Notiz teilen uni die Herren L.
Willwater, Neuer Steinweg 23, unb A. Nicolai, Neuer Steinweg 19,
mit baß sich in ihren Lokalen bie Angelegenheit nicht zugetragen hat

We«u Liebe fich in Hast verwandelt. Ein Frl. Sp und
ein Frl. B. stahlen für ben Bräutigam ber Sp., Herrn B.. ihrer
Firma für 30 000 X Säcke. Herr B. unb Frl. Sp. erzürnten fich;
unb um sich vor B. zu schützen, nahm bie Sp. polizeiliche Hilf« in
Anspruch. Da kam bann der Diebstahl ber Sp. und B. an» Tages-
licht und auch, baß Herr B. feinet Firma für 1000 X Kristallsachen
gestohlen hatte, bie seine betroffene Verlobte verkaufte

Svricherviebe. Im ffreibalen wurden ein Schleppdampferfühter
unb zwei Ewerführetkagelöbner beobaedlet, als sie au» einem Speicher
in einen Schlepper Waren verluden. Der Schlepper wurde butchrocht
unb unter der Kajüte versteckt fand man 50 Pfb. Kaffee, 13 Pfd.
Schweinefleisch, 5 Meter Herren - «nzugstoff, 10 Pfd. Weizen. Die
drei Diebe wollen sich bie Sachen von einer größten Labung erspart
haben.

flltona und Umgegend.

Sozialüemokratischer Verein flltona-Gttensen.

Heute, Donnerstag, abend- 7| Uhr:

im „Kais«rh of". Auf bet Tagesordnung sicht ein Porttag

der Genoffen Max Brauer über: .Da» neu« Preußen".

Weiter muh die Aufftelbung der Kandidaten zum Provinzialland-

tag unb bie Stellungnahme zur Senatorwahl erfolgen. Da» Er-

scheinen aller Mitglieder ist deshalb notwendig.

Ueber die Senatorwahl am Sonntag, 2. Jann ar, tritt da»
Presseamt mit, daß dieselbe von 9 bi» 4 Uhr ftattfinbet. Die
Wählerlisten sind neu ausgestellt Jeder Wähler ist in bie Liste
derjenigen Abstimmungsbezirk» eingetragen, in bem er am
1. Juni d. I. feine Wohnung hatte, abgesehen von ben Be-
wohnern der inzwischen bezogenen Siedlung Steenkamp, ein-
schließlich Oemich- unb Glucksttaß«; bie Sieblung bildet ben neuen
Abstimmungsbezirk 99 a (Wahllokal im „Lindenkrug" an ber
Vogelweib«). Ab Donnerstag, ben 30. b. M. sind an ben An-
schlagsäulen bie Uebersichten über bie Stimmbezirkseinteilung,
bie alphabetischen Sttaßenverzeichnifse, aus denen bie Stimm-
bezirkszugehörigkeit ersichtlich ist, sowie bie Verzeichnisse der
Wahllokale unb Wahlvorstände angeschlagen. Die Uebersichten
und Verzeichnisse sind ferner in ben ftäbtischen Dienstgebäuden
ausgehängt unb liegen am Wahltag in ben Wahllokalen au8.
Das Statistisch« Amt, Klopstockstraße 21, 1. Et. (Hansa 3418), das
in allen Wahlangelegenheiten zuständig ist, ist am Wahltag von
8 Uhr vormittag» an ununterbrochen geöffnet

apr. Lebensmittelversorgung. In ber nächsten Versorgungs-
rooche werden ausgegeben: 1900 Gr. Brot ober 1750 Gr. Brot
unb 3 Rundstücke; 150 Gr. Kochmehl; 50 Gr. Butter; 60 Gr.
Schmalz; 150 Gr. Zucker. Nährmittel für Kinder: 750 Gr.
Weizengrieß ober 500 Gr. weicher bezw. 400 Gr. gerösteter
Zwieback auf ben Nährmittelabschnitt 1 ber BezugSkärte für
Kinder bis zum 1. Jahr; 250 Gr. Weizengrieß auf Warenbezugs-
abschnitt H ber Kinderbrotkarte. In ber Woche vom 8. bis
14. Januar erhalten sämtliche Kinder bis zum 14. Jahr 250 Gr.
Weizengrieß.

apr. FenerungSmaterial. Ab 1. Januar 1921 gelten zur Be-
lieferung von je 1 Zentner rationierten Brennstoffes nur bie
gewerblichen Feuerungsmarken mit ben Buchstaben D und die
Marken ber Nummern 1 bi» 30.

Im Altonaer Landpflegeheim in Osdorf fand die Weihnachts.
feier im Betsaal statt, wo nach einer Ansprache auf ben einzelnen
Stationen bie Bescherung erfolgte. Zu ben WrihnachtSaufführun-
gen hatten sich wieder Angebärige der Kinder, Gönner der An-
stakt unb Vertreter ber städtischen Behörden ringefunben. Die
kleinen Darsteller brachten ein Singspiel „Der Weihnachtsmann
kommt" sowie zwei Wärchenspiele „Hänsel unb Gretel" und „Die
schönste WeihnachtSgabe" zur Aufführung. Sie fanden lebhaften
Beifall und webden an bie schöne Feier noch lange mit Franse
zuruckdenken.

e. Etelllngen-Langenfelde Sie Ausgabe von Brot- unb
Zuckerkorten erfolgt bereits heute, Donnerstag, in ben
Ausgabestellen in bet Zeit von 2 bis 3 Uhr.

Koksverkauf für Bezirk b Donnerstag vormittag von
9 bis list, Uhr; für Bezirk 6 nachmittags von lk bi» 4 Uhr burch
Händler Brüdgam am Bahnhof. Preis pro Zentner 25,10 Jt. —
Brikettverkaul burch Händler Mätfchke am Bahnhof am
Donnerstag vormittag von 9 bi» II Uhr für Bezirk 8, von 11 bi» 1 Uhr
für Bezirk 4. Am Freitag, 31. Dezember, ab Lager Tiedemannstrahe,
vormittags von 9 bi» 11 Uhr für Bezirk 1, von 11 bi» 1 Uhr für
Bezirk 2. Preis pro Zentner 1*5,50 JI.

e. Lokstedt. Verkauf von Dofen-Rindfleifch an
Minderbemittelte am Donnerstag unb Freitag bei Frau Holm, RüterS-
berg 22. Preis pro Pfund *5,50 Jt.

Die Müllabfuhr für diese Woche erfolgt am Freitag,
e. Niendorf. Am Freitag nachmittag von 1 bi» 2 Uhr in bet

Schule Ausgabe bet Brot-, Zucker- unb Fettkarten gegen
Rückgabe bet Stammkarte. Lhne Brotkarten-Au»wei» erfolgt keine
Kartenausgabe.

Rue den Clbgemeindtn.

Srob-Floitbeck. Stelnkohlenverkauf bei Wientappet am Donners-
tag auf bie Nrn. 641—1650 und 1—150.

Nienstedten. Abgabe von Rei» und Erbsen un Donnerstag bei
Richter von 9 btS 12 Uhr. F«uerung»vetkauf am Donnerstag bei Felst.
von 8 bi» 1154 Uhr als bie Nrn. 1—400, von 1 bi» 4 Uhr auf bi«

Kleine Chronik.

Ein Bombcnatteutat in Oberschleste». WTB. berichtet au»
Oppeln: In VogtSdors wurde gegen b<n Laden eines Kaufmannes
ein schweres Bombenatteutat verübt. Plötzlich flog gegen die Ladentüz
ein schwerer Geg-nstand. Beim Oeffnen deS Laden» explodierte ein«
Ltambe. Sieben Personen wurden verletzt, davon drei schwer. Die
Aerzte der Abstimmungspolizei trafen ein. Die Verfolgung der Tät.r
blieb ergebnislos. Gegen den Geschäftsinhaber wurden schon feil
Tagen Drohungen laut

Sächsisches Porzellangeld. Da» sächsische Finanzministerium
hat zahlreich« Angebote von Sammlern au» dem In- unb AuSIande,
namentlich au» Amerika erhalten, Porzellangeld ihnen zu überlassen.
Biele Besteller bieten auch LebenSmftlel usw. an. Das Finanzmini-
sterium wird einen Teil des Porzellangelde» der Meißener Manu-
faktur zum Berkaus an Sammler überlassen, und zwar mit einem
kleinen Ausschlag.

Amtliche trlegrophischr SchlffsmrlSunge».
Nr. 265. Mittwoch. 29. Dezember, noch«. 6 Uhr.

«eit:
e 10,30

11,40
N. 12.20

8e»
ber SR erbst»

Ostindien
der Nordsee

1.35
8.40
8,40

FD. Marie
T. PleSkow
FD. Sorch Fock
FD. Feidlnanb

Teer» »o
Siar|pnl l-| Matzte»«»

bet 'Jlexbfee
Müller Spanien
Ridoer der Nordsee

— do.

Echo -/Austrägerinnen

gesucht:

für Eiinsbttttel,
zu melden bei H. Hamann, üinbcnatlee48;

für Neustadt (Nsvd),
zu melden: Schefller 4L Ilnbenthal,

Poolstraße 34;

füt?
AUiake: W. Green. Wohtdorserftraßc 80,
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